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1. Problemaufriss und Forschungsfragen 

Nicht zuletzt aufgrund der immer weiter steigenden weltweiten Vernetzung und Globalisierung 

wird die Geschäftswelt immer schneller, kurzlebiger, wettbewerbsintensiver und 

ergebnisorientierter. Unternehmen und Organisationen können nicht mehr mit gut vorhersehbaren 

und langjährig konstanten Entwicklungen planen, sondern es ist notwendig, dass vor allem 

Unternehmen im privatwirtschaftlichen Bereich flexibel auf die sich ändernden Umstände 

reagieren können. Die Notwendigkeit einer guten, gewissenhaften und flexibel adaptierbaren 

Planung ist größer denn je, um mit der steigenden Unsicherheit bestmöglich zurechtzukommen. 

Diese Planung von privatwirtschaftlichen Organisationen muss dabei alle wesentlichen 

Teilbereiche des Geschäftslebens umfassen, wie beispielweise die Umsatzplanung, Absatzplanung, 

Investitionsplanung und nicht zuletzt auch die Personalplanung.  

Gerade letztgenanntem Teilbereich entscheidet oft maßgeblich über Erfolg und Misserfolg einer 

Organisation bzw. eines Unternehmens. Aus Kostensicht ist der Personalbereich von immenser 

Wichtigkeit, da die Personalkosten einer der größten Kostenblöcke sind, in vielen Fällen (zum 

Beispiel Dienstleistungsunternehmen) sogar der größte.1 Vor allem in höher entwickelten 

Volkswirtschaften, wie Österreich eine ist, nimmt die Bedeutung von Dienstleistungen und 

wissensbasierter Arbeit ständig zu und erhöht die Bedeutung und die erfolgskritischen 

Auswirkungen gut ausgebildeter, qualifizierter und motivierter ArbeitnehmerInnen.2  

Aufgrund unerwarteter Ereignisse kann es dazu kommen, dass eine Organisation zu viele oder zu 

wenige MitarbeiterInnen zur Verfügung hat. Personalunterausstattung kann es erfordern, dass die 

verfügbaren MitarbeiterInnen zeitlich stärker als im Normallfall in Anspruch genommen werden 

um diese temporäre Personallücke zu decken, oder auch in anderen Bereichen eingesetzt werden 

müssen. Ist allerdings das Gegenteil der Fall und zu viele MitarbeiterInnen beschäftigt, müssen 

diese bei einer länger anhaltenden Unterauslastung unter Umständen freigesetzt werden, wobei 

Arbeitgeber auch in diesem Fall möglichst situationsangepasst reagieren können möchten. Ebenso 

sind mitunter strategische Entscheidungen des Managements Auslöser, für die Umstrukturierung 

ganzer Unternehmensbereiche. Dies hat oftmals zur Folge, dass in personeller Hinsicht 

                                                           
1 Friedl, Fachartikel: Personalkostenplanung, 2013. 
2 Wirtschaftskammer Österreich, Wertschöpfung nach Sektoren, 2015, 1. 



Maßnahmen getroffen werden müssen, um eine an die Situation angepasste Personalsituation und 

darauf aufbauende zukünftige Personalplanung zu schaffen.  

All diese Aspekte sind einerseits durch volks- und betriebswirtschaftliche Rahmenbedingungen 

beeinflusst und haben andererseits auch betriebswirtschaftliche Auswirkungen für das 

Unternehmen und verdeutlichen die Notwendigkeit, innerhalb eines vorgegebenen Rahmens 

möglichst flexibel auf diese Änderungen reagieren zu können. Da dem wirtschaftlichen Ziel des 

Arbeitgebers oft Interessen der ArbeitnehmerInnen gegenüberstehen, sind mögliche Mitwirkungs- 

oder Informationsrechte des Betriebsrates und der einzelnen ArbeitnehmerInnen entsprechend in 

den Entscheidungsprozess einzubeziehen und mögliche sich daraus ergebende Beschränkungen 

und betriebswirtschaftliche Auswirkungen bereits bei der Personalplanung zu berücksichtigen.  

Daraus ergeben sich wesentliche Fragen, die im Rahmen dieser Arbeit behandelt werden sollen:  

Welche arbeitsrechtlichen Möglichkeiten bestehen für den Arbeitgeber, um auf sich 

ergebende wirtschaftliche Änderungen zu reagieren? 

In welchen Bereichen sind dabei Mitwirkungs- und Informationsrechte des Betriebsrats 

oder einzelner ArbeitnehmerInnen zu berücksichtigen?  

2. Der aktuelle Stand der Forschung: Forschungslücke und Relevanz 
Um den Anforderungen einer Dissertation zu entsprechen, ist die Frage nach dem Vorhandensein 

einer Forschungslücke und der Relevanz des zu behandelnden Themas von zentraler Bedeutung.  

Führungskräfte und Entscheidungsträger in Organisationen jeglicher Größe sind oft täglich mit 

Problemstellungen im Zusammenhang mit ArbeitnehmerInnen beschäftigt – beginnend beim 

Personaleinsatz und Arbeitszeit über Weisungsrechte bis hin zu möglichen Neuaufnahmen und 

Freisetzungen. Im Rahmen dieser Dissertation wird eine Vielzahl an Bereichen im Zusammenhang 

mit dem Thema der betrieblichen Personalplanung thematisiert und analysiert. Bislang liegen zu 

den einzelnen thematisierten Bereichen detaillierte und wissenschaftlich fundierte, aber isolierte 

Aufarbeitungen vor. In arbeitsvertragsrechtlicher Hinsicht erfreuen sich vor allem die breiten 

Themenfelder der Personalfreisetzung (Kündigung, einvernehmliche Auflösung, Entlassung, 

vorzeitige Beendigung aus wichtigem Grund / Austritt) sowie der Zulässigkeit gewisser 



Arbeitsvertragsklauseln einer tiefgehenden wissenschaftlichen Erarbeitung.3 Ebenso existiert eine 

Vielzahl wissenschaftlicher Publikationen, die sich mit den Themen Versetzung, 

Betriebsänderungen sowie Weisungsrechte des Arbeitgebers in Bezug auf Arbeitsort und Tätigkeit 

beschäftigen.4 Ein weiterer sehr zentraler Teilbereich der betrieblichen Personalplanung - 

Möglichkeiten und Grenzen der zeitlichen Inanspruchnahme von MitarbeiterInnen - ist nicht 

zuletzt auch aufgrund europarechtlicher Vorgaben ein sehr aktuelles und intensiv behandeltes 

Themenfeld.5 Auch wegen der auf Ebene von Entscheidungsträgern vorhandenen Kosten- und 

Ergebnisverantwortung sind Rechtsfragen im Zusammenhang mit der Entgeltgestaltung und 

sonstiger finanzieller Fragestellungen eine nicht zu vernachlässigende Komponente der 

Personalplanung. Welche Gestaltungsmöglichkeiten hier bestehen und wo die Grenzen liegen ist 

ein oft thematisiertes Gebiet der arbeitsrechtlichen Forschung und Praxis.6  

Folgende Abbildung veranschaulicht das Vorgehen, um die gestellten Forschungsfragen im 

Rahmen dieser Arbeit beantworten zu können:  

 

 

 

 

 

 

 

                                                           
3 Statt aller Friedrich, Flexibilisierung durch Befristungen und Bedingungen in Vertragsklauseln und 
Betriebsvereinbarungen, ZAS 2011, 109; Engelbrecht, Arbeitsvertragliche Versetzungs-, Widerrufs- und All-In-
Klauseln im Licht des Transparenzgebots, ecolex 2006, 887. 
4 Statt aller Gerhartl, Mitwirkung des Betriebsrates bei verschlechternden Versetzungen, ecolex 2014, 889;           
Wachter, Grenzen des Weisungsrechts in Bezug auf Art und Ort der Tätigkeit, DRdA 2011, 495. 
5 Statt aller Rieger, Die Mitbestimmung des Betriebsrates bei der Arbeitszeitverteilung, 2016; Gahleitner, 
Möglichkeiten der Arbeitszeitverteilung, DRdA, 2006, 336; Wolf, Arbeitszeitflexibilisierung im Betrieb, ZAS 2014, 
154. 
6 Statt aller Steiner, Möglichkeiten und Grenzen erfolgsabhängiger Entgeltvereinbarungen (2009); Risak, Einseitige 
Entgeltgestaltung im Arbeitsrecht (2009); Burz, Neue Kompetenzen der Betriebspartner im Entgeltbereich, ecolex 
2011, 349.  

Abbildung 1: Projektvorgehen  



Einer wissenschaftlichen Herausarbeitung und gesamthaften Darstellung der 

Gestaltungsmöglichkeiten und Beschränkungen für Arbeitgeber sowie der Informations- und 

Mitwirkungsmöglichkeiten für Betriebsräte und ArbeitnehmerInnen im Bereich der betrieblichen 

Personalplanung unter besonderer Berücksichtigung der betriebs- und volkswirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen wurde sich – soweit ersichtlich – bislang noch nicht angenommen. Diese 

Arbeit soll vorliegende Lücke schließen.  

Ziel dieser Arbeit wird es sein, der Praxis einen Rahmen aufzuzeigen, welche Möglichkeiten und 

Grenzen für Arbeitgeber im Rahmen der betrieblichen Personalplanung je nach wirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen bestehen. Dies umfasst einerseits sowohl die personelle Überauslastung als 

auch andererseits die Unterauslastung, jeweils versehen mit einer Einschätzung des zeitlichen 

Andauerns dieses Auslastungszustandes, um je nach Situation das passende arbeitsrechtliche 

Instrument zu wählen. Ebenso werden diesbezügliche Informations- und Mitwirkungsrechte der 

ArbeitnehmerInnen und gegebenenfalls des Betriebsrats mitberücksichtigt.  

3. Aufbau der Untersuchung 
Der erste Abschnitt widmet sich der Hinführung zum Forschungsthema und einer Klärung zentraler 

arbeitsrechtlicher Begriffe. Ebenso werden die grundlegenden Informations- und 

Mitwirkungsrechte des Betriebsrates erläutert, die Problemstellung eingegrenzt, eine Zielsetzung 

definiert und der Aufbau der Untersuchung festgelegt.  

Im zweiten Abschnitt werden zuerst zentrale Begriffe der betrieblichen Personalplanung definiert. 

Daran schließt eine Erarbeitung und Klärung grundlegender betriebs- und volkswirtschaftlicher 

Begriffe und Hintergründe an. Ausgehend von typologischen wirtschaftlichen Notwendigkeiten 

werden Handlungsnotwendigkeiten entsprechend der vorliegenden Wirtschaftssituation abgeleitet.  

Der dritte Abschnitt stellt den Kern der geplanten Dissertation dar. In jenem werden die 

arbeitsrechtlichen Instrumente zur Reaktion auf wirtschaftliche Gegebenheiten im Detail 

erarbeitet. Dabei erfolgt eine Unterteilung ökonomischer Rahmenbedingungen nach der 

Notwendigkeit des Tätigwerdens des Arbeitgebers (Unterauslastung oder Überauslastung) sowie 

der voraussichtlichen Dauer dieses Zustandes (kurzfristig oder langfristig). Ausgehend von den 

sich daraus ergebenden grundsätzlichen vier Szenarien, werden die dem Arbeitgeber zur 

Verfügung stehenden Instrumente innerhalb dieser danach unterschieden, ob mit ihnen eine 



Personalerhöhung bzw Personalfreisetzung verbunden ist. Die Handlungsmöglichkeiten des 

Arbeitgebers beinhalten eine Mehrzahl arbeitsrechtlicher Aspekte – finanzielle, arbeitszeitliche, 

arbeitsvertragliche sowie inhaltlich/organisatorische – die im Zusammenhang mit der betrieblichen 

Personalplanung zu beachten sind.  

Im vierten Abschnitt werden die im vorherigen Teil gewonnenen Erkenntnisse zusammenfassend 

analysiert und betriebswirtschaftlich eingeordnet. Nach der Betrachtung zentraler 

arbeitsrechtlicher Aspekte im Kontext unterschiedlicher Szenarien werden die für eine vorliegende 

wirtschaftliche Rahmenbedingung dem Arbeitgeber zur Verfügung stehenden 

Gestaltungsmöglichkeiten abgeleitet, beschrieben und bewertet. Ebenso werden die dabei vom 

Arbeitgeber zu beachtenden Informations- und Mitwirkungsmöglichkeiten des Betriebsrates 

beziehungsweise der einzelnen ArbeitnehmerInnen gesamthaft thematisiert und behandelt.  

Den Abschluss bildet die Würdigung wesentlicher Erkenntnisse dieser Arbeit. Ebenso wird ein 

Ausblick auf weitere mögliche Forschungstätigkeiten in diesem Themengebiet gegeben.  

4. Vorläufiges Inhaltsverzeichnis 
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